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Muslimische Einwanderung

 Die demografische Zeitbombe
von Stefan Schubert, Journalist, Buchautor, Experte für Innere Sicherheit, Rottenburg BRD

In Deutschland (wie auch in der Schweiz – die Red.) wird vermutlich sogar über den durchschnittlichen Verbrauch von 
Toilettenpapier im Wandel der Zeiten eine umfangreiche Statistik geführt. Doch sonderbar: Es gibt keine offiziellen Zahlen 
zu Muslimen. Weder bei der Einwanderung allgemein noch bei der Beanspruchung von Sozialkassen, noch bei kriminellen 
Einwanderern, die später als Straftäter gerichtlich verurteilt werden – religiöse Hintergründe werden weder erfasst noch 
ausgewertet. 

Offensichtlich versucht die 
Politik damit, jegliche Diskus- 
sionen über die Schatten- 
seiten der islamischen Ein-
wanderung und grosser mus-
limischer Migrantengruppen 
im Land durch das vorsätz-
liche Nichterheben von aus-
sagekräftigen Daten zu blo-
ckieren. Eine offizielle Zahl, 
wie viele Muslime bereits in 
Deutschland leben, ist kaum 

zu erhalten. In der offiziellen Studie WP 71 wird zum 
Stichtag 31. Dezember 2015 von bis zu 4,7 Millionen 
Muslimen in Deutschland ausgegangen. Dann folg-
ten die Merkelschen Grenzöffnungen, zahllose Tweets 

und Handy-Einladungen an die muslimische Welt; 
Selfies mit der Kanzlerin; Propaganda durch Schlep-
perorganisationen, Schleuser und linksgrüne Ideo-
logen; NGOs, die sich staatliches Handeln anmass-
ten, indem sie Flüchtlinge zu Zehntausenden über 
das Mittelmeer transportierten – und zu allem Über-
druss weitere politische Signale wie der umstrittene 
UN-Migrationspakt.

Sechs bis acht Millionen
Durch die vornehmlich muslimische Einwanderung 
der letzten Jahre wurde die 2-Millionen-Grenze längst 
überschritten. Allein dadurch dürfte der muslimische 
Bevölkerungsanteil auf rund 6,7 Millionen angewach-
sen sein. Und dabei wäre der hohe Geburtendurch-
schnitt in der muslimischen Gesellschaft noch nicht 
einmal miteingerechnet. So geht das Magazin «Tichys 
Einblick» von sechs bis acht Millionen zugewander-
ten Muslimen in Deutschland aus und dürfte damit 
der Realität sehr nahekommen. 

Europa ist von einem breiten Gürtel islamischer Staa-
ten umgeben, der sich vom Nahen und Mittleren Os-
ten über Afrika bis nach Zentralasien erstreckt. So 
handelt es sich bei der seit 2015 stattfindenden Mas-
seneinwanderung um eine muslimische Einwande-
rungswelle. Wie diese Einwanderung und die hohe 
Geburtenrate bei Muslimen bereits die Bevölkerungs-
zusammensetzung verändert hat, belegen Daten des 
zuständigen Bundesamtes und Statistiken der «UN 
Population Division».

«Heute wird die Clan-Mentalität neu entdeckt und 
der Eindruck vermittelt, mit neuen Stellen und 
hartem Durchgreifen könne dieser grossfamiliä-
ren Form organisierter Kriminalität bald der Ga-
raus gemacht werden. Warum soll nur die Einglie-
derung konsequent betrieben werden, nicht aber 
die Abschiebung? Der ignorante Wohlfahrtsstaat 
ist der beste Nährboden für gewaltsame Milieus, 
welche die hiesige Ordnung verachten, von der sie 
so gut leben.»

Reinhard Müller, Jurist und Redaktor für «Staat 
und Recht», in der «FAZ» vom 22.5.2019

Das aktuelle Zitat« »
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Frauenstreik – links- 
feministisch unterwandert?

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

Fortsetzung auf Seite 4

Eine grosse Fluggesellschaft startet eine 
Werbeaktion. Bei Geschäftsreisen dürfen 
die Ehefrauen zum halben Preis mitflie-
gen. Einige Zeit später werden die Ehefrauen ge-
fragt, wie ihnen die Reise gefallen habe. Die Ant-
worten lauten alle gleich: «Welche Reise?»

LACHEN VERBOTEN!
Muslimische Bevölkerungsexplosion
Noch 1950 lebten demnach in der gesamten islami-
schen Welt 20 Prozent weniger Menschen als in Eu-
ropa, 1990 waren es bereits 80 Prozent mehr, und 2015 
lebten dreimal so viele Menschen in der islamischen 
Welt wie in Europa. Auch weltweit ist die muslimi-
sche Bevölkerungsexplosion statistisch belegt. Von 
470 Millionen Muslimen weltweit im Jahr 1950 ist ihr 
Anteil an der Weltbevölkerung auf nun rund 2,3 Mil- 
liarden (2’300’000’000) gestiegen. In den vergangenen  
70 Jahren hat in der islamischen Welt eine regel-
rechte Bevölkerungsexplosion stattgefunden. In dieser  
kurzen Zeitspanne hat sich die Bevölkerung dort etwa 
verfünffacht. 

Gemäss der aktuellen Uno-Bevölkerungsprognose 
werden 2050 gut viermal so viele Menschen in islami-
schen Ländern leben wie in Europa. Dies bedeutet für 
Deutschland, dass wir uns seit 2015 erst am Anfang  
einer muslimischen Masseneinwanderung befinden, 
deren Einwanderungsdruck sich in naher Zukunft 
wieder stark zu erhöhen droht. 

Milliardenkosten
Die vorherige islamische Masseneinwanderung aus 
der Türkei und aktuell aus Syrien, Irak, Afghanistan, 
Nigeria und den Maghreb-Staaten wurde gegenüber 
der Öffentlichkeit jahrelang von Politik und Medien mit 

einem angeblichen Fachkräftemangel schöngeredet. 
Jetzt, nachdem Hundertausende Flüchtlinge monat-
liche Milliardenkosten in den Sozialkassen verursa-
chen und sich dieser Zustand selbst mit manipulier-
ten Statistiken nicht mehr verschleiern lässt, ist diese 
Argumentation der Regierungsparteien grösstenteils 
verstummt. Die Rückständigkeit der islamischen Welt 
wird auch bei einem Blick auf die seit 1901 vergebenen 
Nobelpreise für Physik, Chemie und Medizin deutlich. 
Darunter befindet sich bis heute kein Preisträger aus 
einem islamischen Land.

Kulturelle Bereicherung?
Auch ein Vergleich der Patentanmeldungen fällt für 
islamische Länder negativ aus. Diesen aussagekräfti-
gen Innovationsindex führt Japan mit 276,07 Patent-
anmeldungen auf eine Million Einwohner an. Finn-
land liegt mit 143,55 Patenten auf dem vierten Rang, 
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dicht gefolgt von den USA mit 129,12 und Deutschland 
mit 122,93 Patentanmeldungen pro Million Einwohner. 
Am unteren Ende dieser Statistik steht die Türkei ab-
geschlagen mit 5,64 Patentanmeldungen. 

Bei diesen Zahlen fragt man sich, woraus die pro-
pagierte kulturelle Bereicherung durch die stattfin-
dende (muslimische) Masseneinwanderung denn im 
konkreten Fall bestehen soll? Der vierte Dönerladen 
in der Strasse? Die dritte Sisha-Bar im Viertel? Oder 
die zweite Ditib-Moschee im Stadtteil? Worin soll die 
kulturelle und wissenschaftliche Bereicherung für die 
einheimische Bevölkerung durch eine grösstenteils 
bildungsferne muslimische Einwanderung bestehen? 

Auch das Hochschulranking, welches jährlich von The 
World University Ranking erstellt wird, ist eindeutig. 
Dort werden 965 Universitäten aus aller Welt nach der 
Qualität von Forschung und Lehre bewertet und einge-
ordnet. Im Jahr 2017 wurden 965 Universitäten, davon 
303 in angelsächsischen Ländern, 302 im restlichen Eu-
ropa, 208 in Ostasien und 70 in islamischen Ländern be-
wertet. Unter den ersten 200 Platzierten befinden sich 
11 in angelsächsischen Ländern, 69 im restlichen Eu-
ropa, jedoch keine einzige in einem islamischen Land. 
Islam, wissenschaftlicher Fortschritt und wirtschaft-
licher Erfolg scheinen sich demnach auszuschliessen. 
Ausser Öl aus dem Wüstensand abzupumpen, gibt es of-
fenkundig nur wenige wirtschaftliche Erfolgsgeschich-
ten aus islamischen Ländern zu vermelden. 

Ernüchterndes Fazit
Das Fazit über die Zustände innerhalb der islamischen 
Länder fällt ernüchternd aus. Wirtschaftliche wie ge-
sellschaftliche Rückständigkeit, eine anhaltende und 
sich verschärfende Bevölkerungsexplosion bei einer 
gleichzeitig stagnierenden Bildungsferne, weder Mei-
nungs- noch Pressefreiheit, das Fehlen einer demokra-
tischen Grundordnung sowie das ständige Austragen 
kriegerischer Konflikte kennzeichnen die islamischen 
Länder. Und dieses Fazit leitet sich keineswegs aus 
Vorurteilen ab, sondern aus unwiderlegbaren statis-
tischen Fakten.

(aus «KOPP exklusiv» 13/2019) Stefan Schubert

«Allianz aus Islamismus und Teilen der Linken»

Droht in Europa ein Antisemitismus neuen Typs? 
Der französische Philosoph Alain Finkielkraut 
warnt vor einer unvorhergesehenen Folge der Mas-
senzuwanderung, die sich immer mehr ausbreite. 
Dazu Auszüge aus einem Interview in der «Jun-
gen Freiheit» Nr. 23/2019, Berlin.

Herr Professor, Sie warnen vor einem wachsenden  
Antisemitismus. Wie gross ist das Problem?

Finkielkraut: Wir alle glaubten, dieser habe sich 
nach der Nazi-Apokalypse erledigt. Doch nun er-
lebt er in ganz Europa eine Renaissance. Malmö 
etwa, die drittgrösste Stadt Schwedens, ist heute –  
wie hiess es damals auf Deutsch? – «judenrein». 
In Frankreich verlassen Juden bereits etliche 
Gemeinden der Banlieue, also des Pariser Vor-
stadt-Gürtels, weil sie sich dort nicht mehr sicher 
fühlen.

Woher kommt das?

Manche sehen das als Wiederauferstehung des eu-
ropäischen Antisemitismus und glauben, mit dem 
«Populismus» kehrten die dreissiger Jahre zu-
rück. Ich halte das für einen Irrtum. Dieser Antise-
mitismus ist ein neues Phänomen, das eng mit der 
(muslimisch geprägten – die Red.) Masseneinwan-
derung zusammenhängt – auch wenn natürlich 
nicht alle Immigranten aus dem Maghreb, der Tür-
kei, Syrien oder Schwarzafrika Antisemiten sind.

Wie äussert sich der neue Antisemitismus?

Er drückt sich in der Sprache des Antirassismus 
aus. So werden Juden etwa als «Rassisten» ange-
griffen, und Israel wird von seinen schlimmsten 
Gegnern als ein krimineller, rassistischer Staat 
angesehen, der an den Palästinensern das Unrecht 
wiederhole, das die Juden selbst bis 1945 erlitten 
haben. Die Juden, so die Behauptung, verbreite-
ten damit die Todsünde der Nachkriegszeit – den 
Rassismus. Auf dieser Grundlage bildet sich heute 
eine Allianz aus einem militanten Islamismus und 
einer aufstrebenden Linken.
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Sklavenvertrag 
Schon der Titel des Rahmenvertrags 
Schweiz-EU («Abkommen zur Er-
leichterung der bilateralen Bezie-
hungen zwischen der Europäischen 
Union und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft in den Bereichen 
des Binnenmarktes, an denen die 
Schweiz teilnimmt») ist eine Lüge.

Denn das Rahmenabkommen bedeutet in Tat und Wahr-
heit das Ende des bilateralen Weges – auch wenn die 
Gössis, Pfisters und Levrats, sowie die Karrers, Rühls 
(Economiesuisse) und Hess’ (Swissmem) gebetsmüh-
lenartig das Gegenteil behaupten. Für jeden vernünftig 
denkenden Menschen ist es klar, dass «bilateral» bedeu-
tet: Man sucht und findet bei Problemen im beidseiti-
gen Interesse eine gute partnerschaftliche Lösung. Das 
ist hier nicht der Fall. Im Gegenteil: Spätestens seit dem 
Jahr 2012 (Brief des damaligen Kommissionspräsiden-
ten Barroso an Frau Widmer-Schlumpf) macht Brüssel 
der Schweiz unmissverständlich klar, dass der bilate-
rale Weg durch ein institutionelles Abkom-
men ersetzt werden muss. 

Kürzlich hat der EU-devote Bundesrat 
(mehrheitlich) seine grundsätzliche Zustim-
mung zum vorliegenden Abkommen verkün-
det. Man verlangt von Brüssel lediglich noch 
«Präzisierungen» in drei Bereichen – beim 
Lohnschutz (für entsendete Arbeitskräfte 
aus der EU), zur Bürgerrechtsrichtlinie (die 
uns gewaltige Kosten im Sozialbereich auf-
bürdet), sowie zu den staatlichen Beihilfen (u.a. Verbot 
der Kantonalbanken). Zweifellos sind das wichtige Ein-
zelbereiche, deren blosse «Präzisierung» aber bei wei-
tem nicht genügt: Die Schweiz darf die entsprechenden 
EU-Regelungen keinesfalls übernehmen. 

Was aber definitiv «matchentscheidend» ist und der-
zeit ausgeblendet wird: Mit dem Rahmenvertrag geben 
wir unsere weltweit einzigartige politische Struktur mit 
Selbstbestimmung und direkter Demokratie preis – und 
damit die Grundlage der Erfolgsgeschichte Schweiz. Wir 
müssten alle Regelungen der EU im Bereich des Bin-
nenmarktes «dynamisch» übernehmen. Bei Differenzen 
über die Anwendung des EU-Rechts entscheidet der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH), also das Gericht der Ge-
genpartei, und bei «Nichtbefolgen» des Urteils drohen 
uns Strafmassnahmen. Wer da noch von einem partner-
schaftlichen «bilateralen Weg» spricht, muss bescheu-
ert sein – oder er will uns über seine wahren Absichten 
(EU-Beitritt) Sand in die Augen streuen. 

Diesem «Sklavenvertrag» darf sich unser Land niemals 
unterwerfen. 

Hans Fehr

Nehmen Sie mit mir Kontakt auf.
Jederzeit und unkompliziert.

Markus Rezzonico
Inserate-Akquise
SVP-Delegierter
AUNS-Mitglied

Mobile: 079 332 61 61 
markus.rezzonico@dietschi.ch

Ihr Inserat  
in der Schweizerzeit:

Für wie blöd werden wir verkauft? Ab dem 1.1.2022 
müssen alle EU-Länder lebenslängliche Renten von 
Grenzgängern nach neuem EU-Recht übernehmen. 
Bei einem Rahmenabkommen auch die Schweiz! 
Das heisst im Klartext: Jeder EU-Grenzgänger, 
der nur drei Monate in der Schweiz gearbeitet hat,  
erhält nach dieser EU-Richtlinie eine lebenslange 
Grenzgänger-Rente aus der ALV der Schweiz. Damit 
wird «Arbeiten» für einen Grenzgänger völlig obsolet, 
weil er ja mit der massiv höheren Rente besser lebt als 
mit Arbeiten im Heimatstaat. Gegenwärtig arbeiten 
320’000 Grenzgänger in der Schweiz. Wenn diese also 
drei Monate hier gearbeitet haben, haben sie einen 
lebenslangen Rentenanspruch. Das wird uns jährlich  
Milliarden kosten.

Die Grenzgänger wären damit gegenüber den einhei-
mischen Arbeitnehmern krass bevorteilt. Dass innert 
Kürze sämtliche Kassen leer sind, haben die EU-Tur-
bos noch nicht berechnet. Auch hier: Der angebliche 
Wirtschaftsdachverband «economiesuisse» reitet die 
Wirtschaft in den Abgrund.

*
Der Pakt von Marrakesch: 11 Generäle, ein Oberst 
und der ehemalige französische Verteidigungsmi-
nister Charles Millon haben einen Brief an Präsident 
Macron geschrieben und ihn des Hochverrates be-
schuldigt. Im Brief warnen sie Macron eindringlich 
davor, dass der Marrakesch-Plan nichts anderes sei 
als eine gross angelegte und gewollte Migration. Dem 
französischen Staat und Volk würde mit der Unter-
zeichnung noch mehr Souveränität entzogen. Sie er-
klären Macron des Hochverrats schuldig, weil er die 
Demokratie verleugne und die Nation verraten habe,  
indem er den Pakt dem Volk nicht vorgelegt habe. Mit 
der Unterzeichnung müsste Frankreich noch mehr 
Migranten aufnehmen, obwohl das Land die bereits 
hier lebenden nie und nimmer integrieren könne. Es 
brodelt in der Armee Frankreichs, ebenso bei den 
Polizeikräften.

Tis Hagmann
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Nummer 35 — 30. August 2018 – 86. Jahrgang
Fr. 8.50 (inkl. MwSt.) – Euro 6.90

Paul Rechsteiner, Josef Joffe, Wachmann Meili, Asia Argento

Feindliche Übernahme
Warum mich der Islam beunruhigt. 
Von Thilo Sarrazin

Steinreiche Gewerkschafter 
Die Unia kassiert 170 Millionen Franken im Jahr. Von Florian Schwab

Verschwörung  
gegen Amerika

Was hinter den Angriffen gegen Präsident Trump steckt.  
Von Hansrudolf Kamer

Höhenflug der  

Schweizer Literatur 

Thomas Hürlimann,  

Milena Moser, Alex Capus

Nummer 44 — 1. November 2018 – 86. Jahrgang
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Simonetta Sommaruga, George Soros, Angela Merkel, Elon Musk

Wie ich die Schweiz rettete
General Ulrich Wille über den Landesstreik. 
Historischer Sensationsfund

Jugend und Sex
Ein Erfahrungsbericht. 

Von Yaël Meier

100 Wochen in  
Gaddafis Gewalt

Geisel Max Göldi packt aus. Von Philipp Gut

Tim & Struppi 
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Comic-Helden

Nummer 48 — 29. November 2018 – 86. Jahrgang
Fr. 8.50 (inkl. MwSt.) – Euro 6.90

Florian Schwab: Warum wir Pierin Vincenz vermissen 

Glück im Toggenburg
Toni Brunner, das politische Urtalent, geht nach Hause.  
Von Erik Ebneter

Kinderlose regieren 
Was das für die Schweiz bedeutet. Von Katharina Fontana und Philipp Gut

Robespierre: 
Der erste Gutmensch

Tugendterrorist als Volksheld: Frankreich feiert.  
Von Jürg Altwegg 

Ist Ai Weiwei  

ein Scharlatan?

Im Westen ein Held, 

in China unwichtig
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Überzeugen Sie sich selbst!
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Schein-Opfer und Moralisierer 

 «Kostümjuden» – Opferhochstapler
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

Sich eine jüdische Familiengeschichte auszudenken und die Opferrolle einzunehmen, scheint im Trend zu liegen. 

Irena Wachendorff, die sich als 
deutsch-jüdische Lyrikerin und 
Friedensaktivistin ausgab, war 
einer der ersten Fälle, der im 
deutschsprachigen Raum pro-
minent bekannt wurde. Wei-
tere Fälle waren u. a. Rosemarie 
Koczÿ, die eine Holocaust-Bio-
grafie vortäuschte, sowie Enric 
Marco, Präsident des «Freundes-

kreises Mauthausen», der in hunderten von Vorträgen 
über Konzentrationslager berichtete, dessen Opferbio-
grafie aber frei erfunden war. Misha Defonsecas er-
fundene Geschichte (ihr richtiger Name ist Monique 
De Wael) wurde sogar im Kinofilm «Survivre avec les 
loups» dargestellt. 

Auch die Schweiz blieb nicht verschont. Binjamin 
Wilkomirski, ein angeblicher Zeitzeuge, der verschie-
dene Vernichtungslager überlebt haben will, schrieb 
ein Buch mit dem Titel «Bruchstücke. Aus einer Kind-
heit 1939–1948», das in neun Sprachen veröffentlicht 
wurde. In Wahrheit war er in der Schweiz geboren und 
sein richtiger Name ist Bruno Grosjean, enthüllte die 
«Weltwoche». Henryk M. Broder, dessen Eltern wirk-
lich Überlebende von Konzentrationslagern waren, 
nannte solche Hochstapler «Kostümjuden».

22 Todesopfer erfunden
Auch Marie Sophie Hingst alias Sophie Roznblatt gab 
sich als überlebende Jüdin aus, die angeblich 22 Fa-
milienmitglieder im Holocaust verloren hat. Auf ih-
rem Blog «Read on my dear, read on» schrieb sie dar-
über mit riesigem Erfolg. Die «Kostümjüdin» brachte 
es mit ihren Geschichten sogar zu einem «Goldenen 
Blogger» im Jahr 2017, einer Auszeichnung zur Blog-
gerin des Jahres. Als angebliche Jüdin führte sie den 

Förderkreis des Berliner Holocaust-Denkmals und die 
Jüdische Gesellschaft ihrer Universität an der Nase he-
rum. Ihre Herkunft war indes frei erfunden, in Wirk-
lichkeit wuchs Marie Sophie Hingst in einer evange-
lischen Familie auf und ist promovierte Historikerin. 

«Bitte verzichten Sie auf Unterstellungen»
Man hätte es merken können. Denn die Texte der gefei-
erten Frau Hingst alias Roznblatt unter anderem im re-
nommierten «Zeit-Magazin» strotzten von Ungereimthei-
ten. Aber als einem Leser ein Bericht nicht ganz koscher 
vorkam, in dem Hingst über eine eigens gegründete Kli-
nik in Neu-Delhi in der sie extrem erfolgreich Sexualbe-
ratungen für junge indische Männer angeboten haben 
wollte, reagierte die Redaktion empört: «Bitte verzich-
ten Sie auf Unterstellungen. Danke, die Redaktion/dl», 
wurde der kritische Leser abgewatscht. Erst als sich die 
Schlinge langsam immer mehr zuzog, gab sie an, ihre 
Blogeinträge seien nur Literatur. 

Falsche Opfer und Moralisierer
Schein-Opfer zu sein ist offenbar lukrativ. Diese Leute 
bereichern sich, indem sie sich auf Kosten von tatsäch-
lichen Opfern eine Geschichte ausdenken und darü-
ber Bücher und Blogs schreiben, Filme veröffentlichen 
oder Vorträge halten. Aber das ist vermutlich nicht 
der Kern. Parallelen zum «Fall Relotius» sind nämlich 
erkennbar. Relotius war unter anderem im «Spiegel» 
ein gefeierter Star und wurde für seine Migrations-
märchen mit Preisen überhäuft, bis auch er aufflog. 
Gemeinsam ist allen Fällen das Auftreten mit aggres-
siv-belehrendem Tonfall, mit erhobenem Zeigefinger. 
Aus unangreifbarer Opfer-Warte die Normalbürger 
politisch-korrekt in die Schranken zu weisen, scheint 
derart attraktiv zu sein, dass einige Leute dafür lü-
gen und betrügen.

Hermann Lei

Lieber gemeinsam 
als einsam?
Ich vermittle seriöse Singles aus allen Alters- und 
Berufskategorien in der
ganzen Schweiz aus meinem aktuellen, grossen 
Mitgliederpool bis zum Erfolg!

Ich freue mich, Sie und Ihre Partnerwünsche bei 
einem persönlichen, unverbindlichen und 
kostenlosen Beratungsgespräch kennenzulernen 
und auch Sie zu verlieben!  

Ursula Carissimi, Tel. 079 633 32 20
Viele Kundenprofile und mehr Infos finden Sie auf 
www.partnerlife.ch

Die persönliche Partneragentur für Ihren 
Lebenspartner mit Niveau
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Wirtschaftsprostitution 
kostet die Freiheit

Die Wirtschaft sorgt für Wohlstand 
und Reichtum. «Wir schaffen Ar-
beitsplätze!» Dieses Argument 
wird gern dann verwendet, wenn 

politische Ziele erreicht werden sollen. Es verfehlt 
seine Wirkung nie. Doch niemand fragt, ob alle Ar-
beitsplätze der Schweiz wirklich Nutzen bringen.

Ich hinterfrage dieses wohltönende Argument. Was 
sind das für Arbeitsplätze? Werden sie mit Zuwan-
derern besetzt? Wie verhält es sich mit dem Bevöl-
kerungszuwachs der Schweiz? Wie belasten diese 
Zuwanderer unsere Infrastruktur und die Sozial- 
einrichtungen? Können unsere Schulen dieses 
Wachstum verkraften? Sind diese Arbeitskräfte 
unter dem Strich wirklich ein volkswirtschaftlicher 
Vorteil? Dienen sie nur Einzelinteressen von Fir-
men und Konzernen? Kollabiert unser Verkehr auf 
Schiene und Strasse? Ist mit 8’500’000 Einwohnern 
unser Land nicht bereits am Anschlag? Wie steht 
es mit unserer Ernährungssicherheit im Krisenfall?

Viele Fragen – aber eines wird klar: Wirtschafts-
wachstum über das Lebensnotwendige hinaus 
schafft Abhängigkeit vom Ausland. Der von der EU 
angestrebte Rahmenvertrag beweist es: Wir wer-
den erpressbar. Die Wirtschaftsverbände wollen 
uns, dem Parlament und dem Bundesrat weisma-
chen, das EU-Vertragswerk sei eine zwingende Not-
wendigkeit. Sie scheren sich aber keinen Deut um 
Freiheit und Unabhängigkeit. Sie prostituieren sich 
gegenüber der EU.

Und das Volk? Bewertet es Wohlstand und Reichtum 
höher als Freiheit? Noch können wir verräterischen 
Absichten einen Riegel schieben. Mit dem Rahmen-
vertrag nicht mehr. Wir dürfen keine fremde Gesetz-
gebung zulassen. Fremdes Gesetz bedeutet fremde 
Macht.

Peter Schnyder, Ennenda

Leserbriefe
Von der Lohn- zur Einstellungsdiskriminierung? 
Und wenn die sogenannte Lohndiskriminierung weg 
wäre, was dann? Dann haben die Frauen doch ein-
fach schlechtere Chancen bei einer Neueinstellung, 
weil die Risiken, dass Frauen schnell wieder kündi-
gen, nur noch Teilzeit arbeiten wollen oder Kinder 
kriegen, hoch sind. Dazu kommen die Kosten der Ein-
arbeitung und Finanzierung der Stellvertretung oder 
des Ersatzes nach einer Kündigung oder bei Teilzeit-
arbeit. Die Frauen zahlen mit ihren teilweise tieferen 
Löhnen eine Risikoprämie – unschön, aber nachvoll-
ziehbar aus Sicht des Arbeitgebers.

Alex Schneider, Küttigen 

Hochnäsige EU, stumme Landesregierung 
Die hochnäsige EU, geschweige denn unsere Landes-
regierung mit ihren willfährigen Kritzlern, haben die 
Befreiung Europas vor 75 Jahren mit keiner Zeile ge-
würdigt. Am 6. Juni 1944 haben bei der Invasion in der 
Normandie zahlreiche GIs, Briten, Kanadier, Inder, Ne-
palesi, Australier und Neuseeländer unter grössten Op-
fern den Grundstein für einen nie dagewesenen Wohl-
stand gelegt. Diesen glorreichen Kämpfern verdanken 
wir Dekaden von Ruhe und Ordnung. 

Auch im Kalten Krieg hielten die Alliierten weiterhin 
die schützende Hand über unseren blutdurchtränkten 
Kontinent. Die noch lebenden ehrwürdigen Zeitzeugen, 
die sich mit der Waffe in der Hand unter argen Ver-
lusten auch durch den grossen Ardennen-Forst bis ins 
Rheinland vorkämpften, verabschieden sich von uns 
undankbaren Gesellen – mit den Händen an der Ho-
sennaht, in aufrechter Haltung.

Daniel Gehringer, St. Gallen

Was bringt der Rahmenvertrag? 
Zunächst wird sich nur wenig ändern. Aber bald wird 
es wegen der Abnahme der Direktzahlungen nur noch 
wenige kleinere oder mittlere Bauernbetriebe geben. 
Weil in der Schweiz die Schutzbestimmungen für das 
Nutzvieh strenger sind, werden zum Beispiel «Mord-
transporte» über tausende von Kilometern bis zu den 
billigsten Schlachthöfen auch für Schweizer Tiere 
möglich sein. Beschlüsse unseres Parlaments kön-
nen kaum umgesetzt werden, Referenden sind wir-
kungslos. Die Gemeindeautonomie wird ausgehebelt, 
Gesamtarbeitsverträge werden umgangen, indem die 
EU «Einmannbetriebe» akzeptiert. 

Schon heute finden ältere Arbeitsnehmer in der 
Schweiz fast keine Neueinstellung mehr, weil beim 
sogenannten «Inländer-Vorrang» die Arbeiterneh-
mer aus der ganzen EU als «Inländer» gelten. Bin-
nen zwanzig Jahren werden wir in Zürich und Basel 
Verhältnisse haben wie in Neukölln und Malmö. Ich 
bin als überzeugter Europäer strikt gegen den Zen- 
tralismus der EU. Die Ausführungen des Wirtschafts-
verbandes «Economiesuisse» erinnern mich an die 
«Eingabe der Zweihundert» zur Hitler-Zeit: Man gibt 
unsere Unabhängigkeit preis. 

J.J. Bloch-Tschentovik, Hombrechtikon

Die grösste Gefahr
Die grösste Gefahr für unser Land ist die Überbevölke-
rung – nicht der Klimawandel, nicht eine Übergrösse 
von Industrie und Handel, nicht die Überalterung der 
Bevölkerung, nicht die Zunahme der Kriminalität, 
nicht der angedrohte ökologische Zusammenbruch, 
nicht irgend ein anderer Missstand! Seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges hat sich die Zahl der Menschen 
in der Schweiz mehr als verdoppelt. Lange kann es so 
nicht mehr weitergehen. Dabei ist die zunehmende 
Verschwendung nicht einmal berücksichtigt.

Jean-Jacques Hegg, Dr. med., Dübendorf
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Wen, ums Himmels Willen …
… lassen wir da als Vorbeter einer frem-
den Konfession und fremder Überzeugun-
gen in unser Land? Und ist die nahezu 
uneingeschränkte Toleranz, die wir ge-
genüber fanatisierten islamischen Intole-
ranten in verstörender Opferbereitschaft 
zelebrieren, für unsere eigenen Ziele noch 
von Gutem? 

Zur Sache: Ein syrischer Imam hat in der Basler König- 
Faisal Moschee wiederholt zum bewaffneten Kampf, zum 
Jihad, gegen all jene aufgerufen, die keine Muslime und  
darum ‹Ungläubige› sind – also gegen uns. Der Mann spricht 
sich, ungestört vom helvetischen Verfassungsschutz, öffent-
lich dafür aus, Gewalt anzudrohen gegen jene, die nicht 
muslimischen Glaubens sind. Werfen wir nun einen Blick 
auf die 130 Schweizer Jihadisten, die hierzulande als sol-
che registriert sind:

‹Sonntagszeitung›: «Mehrere Basler Jihadisten wandten 
sich dem IS zu und kamen dort um. Ein Vorgänger des ak-
tuellen Basler Imam, ebenfalls ein Syrer, ist der Vater jener 
zwei Schüler, die sich im Baselbiet vor zwei Jahren weiger-
ten, ihren Schweizer Lehrerinnen die Hand zu geben. Ein 

Iraker, der in den Diensten des IS wütete, ist in der Basler 
Moschee hochwillkommener Referent und Gast.» 

‹20 Minuten›: «Schweizer Jihadisten sind kriminell, unge-
bildet, arbeitslos und vegetieren im Gros auf Kosten unse-
rer Sozialhilfe. Sie kiffen, begehen Straftaten und lassen 
sich gemäss einer Studie der ZHAW (‹ Zürcher Hochschule 
für angewandte Wissenschaften › – die Red.) von ausländi-
schen Jihad-Islamisten rekrutieren. Politiker kritisieren, 
dass Schweizer Behörden hierzu gezielt wegschauen.»

Die Schweizer Islam-Kennerin Saïda Keller-Messahli: 
«Sie agieren raffiniert, reisen als unverdächtige Personen 
ein und verbreiten ihre Gewaltaufrufe in Schweizer Mo-
scheen.» Ebenso GLP-Nationalrat Daniel Frei: «Schweizer 
Jihad-Rekruten dingfest zu machen, ist extrem schwierig.» 

Und woher stammen die 130 Jihadisten im Lande? 42 kom-
men aus Ex-Jugoslawien, 27 aus Nordafrika und je rund 20 
aus dem Nahen und Mittleren Osten. Und allen, die uns den 
Krieg erklärten, zahlen wir brav via Fiskalabgaben Kost, 
Logis und Lebensunterhalt. Wen um des Himmels- und der 
Vernunft Willen lassen wir da in unser Land? 

Charly Pichler pichler@thurweb.ch
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(Farbe Pure Red). Levorg 2.0i AWD Advantage, Lineartronic, 5-türig, 150 PS, Energieeffizienz-Kategorie G, CO2 165 g/km (38 g/km*), Verbrauch gesamt 7,2 l/100 km, Fr. 27’750.– 
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Massenmigration aus Afrika

 Aufbruch nach Europa 
von Michael Brückner, Journalist und Publizist, Ingelsheim BRD

Seriöse afrikanische Politiker appellieren an die Europäer: «Macht Schluss mit eurer Politik der offenen Grenzen». Die west-
lichen Gutmenschen sollten darauf hören. Denn in den nächsten Jahren könnten sich Millionen von Afrikanern auf den Weg 
machen – die meisten in Richtung Europa.

Als im Herbst 2018 die Naturwissenschafterin und Be-
rufsdiplomatin Sahle-Work Zewde zur neuen Präsidentin 
Äthiopiens und damit zum ersten weiblichen Staatsober-
haupt Afrikas gewählt worden war, lieferten die Medien 
eilfertig Vorschusslorbeeren. Die «NZZ» sah die «Äthiopi-
erinnen auf dem Vormarsch», und die «taz» bezeichnete 
die neue Präsidentin sogar als «Symbol des politischen 
Aufbruchs». Doch kaum hatte die ehemalige Botschafte-
rin ihres Landes in Frankreich ihr neues Amt angetreten, 
warnte sie vor kriminellen Menschenschmugglern und 
forderte die Menschen in Afrika auf, in ihren Heimatlän-
dern zu bleiben. Ansonsten verlöre Afrika seine eigene 
Jugend, die den Kontinent in eine bessere Zukunft führen 
müsse. Die Präsidentin forderte ferner, klarer zwischen 
Migranten und Flüchtlingen zu unterscheiden. 

Mahnungen aus Afrika
Ob die jungen Afrikaner auf die Präsidentin Äthiopiens 
hören werden, erscheint mehr als fraglich. Zu sehr lockt 
das angebliche «Paradies» in Europa. Dabei steht Europa 
der eigentliche Ansturm von jungen Afrikanern noch be-
vor. Nach seriösen Hochrechnungen dürfte die Bevölke-
rung auf dem Schwarzen Kontinent von aktuell 1,3 Milli-
arden Menschen in den nächsten 30 Jahren auf rund 2,5 
Milliarden anwachsen. Parallel dazu wird sich der Migra-
tionsdruck erheblich verstärken. Jüngste Meinungsum-
fragen in Afrika besagen, dass vier von zehn Menschen 
ernsthaft an Auswanderung denken. 

Gründe für den steigenden Migrationsdruck
Mindestens drei Gründe sprechen dafür, dass schon 
mittelfristig viele Millionen Migranten aus Afrika nach 
Europa kommen könnten:

1. Das Bevölkerungswachstum in Afrika übersteigt bei 
Weitem die Kapazitäten der dortigen Arbeitsmärkte. Ge-
genwärtig müsste Afrika jedes Jahr 22 Millionen Arbeits-
plätze schaffen, um gerade einmal die Neuankömmlinge 
auf dem Arbeitsmarkt einzustellen. Aber nur etwa zwei 
Millionen Stellen werden geschaffen. Das heisst, nächs-
tes Jahr warten dann schon 42 Millionen auf einen 
Broterwerb.

2. In weiten Teilen Afrikas bleibt die Korruption eines der 
Hauptprobleme. In Kamerun zum Beispiel fielen rund 40 
Prozent der Staatseinnahmen der Korruption zum Op-
fer, stellt der ehemalige deutsche Botschafter in Jaunde 
(Kamerun), Volker Seitz, fest. Die wirtschaftliche Ent-
wicklung auf dem Schwarzen Kontinent ist sehr unter-
schiedlich. «Südlich der Sahara existieren Wolkenkratzer 

neben Lehmhütten, 4G fürs Smartphone ebenso wie die 
Kommunikation per ‹Buschtrommel›», beschreibt der  
Afrika-Experte Stephen Smith die Situation. Der Migrati-
onsdruck wächst dabei vor allem in Staaten, denen es ver-
gleichsweise besser geht als den Nachbarn. Der Grund: 
Wer nach Europa auswandern will, braucht mindestens 
2500 bis 3000 Euro. Es sind also keineswegs die Ärms-
ten der Armen, die nach Europa kommen.

3. Die in Europa entstandenen afrikanischen Diaspora- 
Gemeinschaften werden den Migrationsdruck ebenfalls 
weiter erhöhen. Je mehr afrikanische «Parallelgesell-
schaften» es in Europa gebe, desto mehr würden sich 
Neuankömmlinge dort zu Hause fühlen, sagt der Afrika-
kenner Smith. Angesichts der niedrigen Geburtenraten 
in Europa und der anhaltend hohen Zuwanderung drohe 
das Abendland zu verschwinden. 

Kriminelle Kartelle
Die Vorstellung, dass immer mehr überwiegend schlecht 
oder gar nicht ausgebildete afrikanische Migranten in eu-
ropäische Arbeitsmärkte integriert werden könnten (die 
zunehmend von Digitalisierung und Robotisierung be-
stimmt werden), erscheint ziemlich naiv. Wenn aber der 
Frust wächst, entlädt er sich meist in Gewalt und Krimina-
lität. Die italienische Tageszeitung «Il Giornale» berichtete 
schon vor einiger Zeit von einem blutigen Kampf rivalisie-
render nigerianischer Gangs in der oberitalienischen Stadt 
Ferrara. Auch Stephen Smith schreibt in seinem Buch vom 
Risiko, dass afrikanische Menschenhändler gemeinsame 
Sache mit der organisierten Kriminalität in Europa ma-
chen. In Europa tickt eine Zeitbombe. 

Michael Brückner

Äthiopiens Präsidentin Sahle-Work Zewde: © J.Marchand / flickr.com



Freitag, 28. Juni 2019 11

«Wenn zwei das Gleiche tun …
… ist es noch lange nicht dasselbe», lautet 
ein bekanntes Sprichwort. In der heuti-
gen medialen Berichterstattung hat diese 
Praxis inzwischen System. Je nach poli-
tischer Couleur der Journalisten werden 
Nachrichten dann entweder als Bedro-
hung oder Chance, als rechtswidrige Agi-
tation oder Befreiungsschlag präsentiert.

Im US-Präsidentschaftswahlkampf 2016 publizierte die 
Internetplattform «Wikileaks» fragwürdige E-Mails von 
Mitarbeitern der linksliberalen US-Präsidentschaftskan-
didatin Hillary Clinton. Europäische Medien schienen und 
scheinen dabei weniger am Inhalt der Mails interessiert zu 
sein als an möglichen Verbindungen zwischen Wikileaks 
und Russland oder Mitgliedern des Wahlkampfteams von 
Clintons Rivalen Donald Trump.

Wenn dagegen kurz vor der Europawahl 2019 ein be-
lastendes Video über den österreichischen Vizekanzler 
Heinz-Christian Strache erscheint, in dem er betrunken ei-
ner vermeintlichen russischen Oligarchen-Tochter Vorteile 
in Aussicht stellt, dann jubeln dieselben Medien: Ein Sieg 
der freien Presse gegen selbstherrliche Politiker. Proble- 
matisch nur: Selbst nach Auffassung des unverdächtigen 

deutschen Bundestagspräsidenten Wolfgang Schäuble 
dürfte die hochprofessionell durchgeführte List gegen Stra-
che mit Hilfe eines ausländischen Geheimdienstes zustande 
gekommen sein. Dies scheint die Schreiberlinge in den Zei-
tungshäusern weniger zu stören – Hauptsache, der rechts-
gerichtete Strache ist weg.

Wenn der italienische Innenminister Matteo Salvini laut-
stark an migrationspolitischen Tabus rüttelt, kritisieren 
europäische Leitmedien einen aufkommenden «Rechtspo-
pulismus» und unterstellen Salvini, von innenpolitischen 
Problemen ablenken zu wollen. Wenn dagegen die deutsche 
Bundeskanzlerin über kaum umsetzbare umweltpolitische 
Zielsetzungen doziert, wird ihr Engagement als Beitrag zur 
Nachhaltigkeit gepriesen. Dass die Bundeskanzlerin damit 
vielleicht vom dürftigen Leistungsausweis ihrer Grossen 
Koalition ablenken möchte, wird ihr kaum je unterstellt.

Willy Brandt bezeichnete Journalisten einmal als «Randfi-
guren der holzverarbeitenden Industrie». Der Berufsstand 
braucht sich über sein Image in der Tat nicht zu wundern, 
wenn er zu einer minimalen Differenzierung zwischen per-
sönlichen Präferenzen und objektiver Beobachtung nicht 
mehr in der Lage ist.

Patrick Freudiger

PAMAG Metallbau AG • Fohlochstrasse 7b • 8460 Marthalen
Tel. 052 305 43 30 • info@pamag-metallbau.ch • www.pamag-metallbau.ch

Wir bauen für Ihre Sicherheit!
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arbeiten. Unsere Produkte sind unterhalts-
arm und zeichnen sich durch ihre lange  
Lebensdauer aus.

Unsere qualifizierten Mitarbeiter beraten 
Sie gerne ausführlich in unserem Betrieb 
oder auf Wunsch auch vor Ort. In unseren 
technischen Zeichnungsbüros planen wir 
für Sie Ihr Bauvorhaben. Hierfür verwenden 
wir moderne CAD-Anlagen. Für eine mass-
geschneiderte und fachgerechte Konstruk-
tion, Fertigung und Montage sorgen unsere  
spezialisierten Mitarbeiter. 

Paul Mayer
PAMAG Metallbau AG
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•  Türen

• Vordächer

• Verglasungen

Frage der Woche – Lösung
In der «Schweizerzeit» Nr. 11/2019 haben wir die 
folgende Frage gestellt:

Wie gross ist der Anteil der sich unter Asylrecht in 
der Schweiz aufhaltenden Ausländer, die von der 
Sozialhilfe leben?

A 65,4 Prozent B 78,8 Prozent C 90,4 Prozent

Richtig ist die Antwort C: Mehr als neun von zehn 
«Personen des Asylbereichs» leben also von der 
Sozialhilfe.

Wer die richtige Antwort eingesandt hat, nimmt an 
einer Verlosung teil. Die Gewinnerin/der Gewinner 
bekommt eine Einladung für die nächste Tafelrunde 
der «Schweizerzeit» (Nachtessen für zwei Personen 
mit «Schweizerzeit»-Herausgeber Ulrich Schlüer).

?

«Wir Bürgerlichen müssen uns einmal fragen, wie 
wir den Zustand ändern, dass linke Ideologen in den 
Schulen, Redaktionen und als kulturelle Multiplika-
toren die Meinung bestimmen, während die Mitte 
(der Mittelstand) als Arbeitnehmer und Unternehmer 
jeden Tag ackert, um den Quatsch zu finanzieren.»

Thorsten Alsleben, Mittelstands- und Wirtschafts-
vereinigung der CDU/CSU, auf Twitter am 27.5.2019

Das aktuelle Zitat« »



Freitag, 28. Juni 201912

 Der Klimawandel findet statt
hf. Der Klimawandel findet statt, das steht ausser Frage. Umstritten ist nach wie vor, wie weit er «menschengemacht» ist. 
Der «Schweizerzeit»-Abonnent Martin Dreher, Wallisellen, hat uns die beiden Darstellungen des Sustengebietes zugesandt.

Landschaft am Sustenpass zur Römerzeit vor etwa 2000 Jahren. (Quelle: Die Alpen 06/2004) 

Landschaft am Sustenpass heute. (Quelle: Die Alpen 06/2004) 

oben: Landschaft am Sustenpass (Steingletscher) heute
unten: Dieselbe Landschaft, wie sie zur Römerzeit vor etwa 
2’000 Jahren ausgesehen haben könnte.

Die auffallenden Moränenwälle, welche die meis-
ten Alpengletscher umgeben, sind seit dem Zu-
rückschmelzen der Gletscher nach der letzten Eis-
zeit, also in den letzten 10’000 Jahren, entstanden. 
Einzelne Gletscher erreichten ihr Maximum wäh-
rend der sogenannten Kleinen Eiszeit im frühen  
17. Jahrhundert, andere erst in der Mitte des  
19. Jahrhunderts. In der Diskussion um die klima-
tische Bedeutung des heute beobachtbaren Glet-
scherschwundes stellt sich die Frage: Wie weit sind 
die Gletscher zwischen den einzelnen Vorstössen 
zurückgeschmolzen? Waren sie zum Teil sogar 
ganz verschwunden? 

Diese Frage lässt sich wenigstens teilweise beant-
worten – nämlich durch Holz- und Torfstücke, die 
bei glazialgeologischen Arbeiten an Gletschern im 
unmittelbaren Zungenbereich immer wieder ge-
funden wurden. Diese Holz- und Torfstücke sind 
unter den heutigen Gletschern hervorgespült wor-
den. Das zeigt, dass dort, wo heute der Gletscher 
liegt, einmal Moorpflanzen wachsen konnten. Dies 
war natürlich nur möglich, wenn der Gletscher sich 
hinter diese Stelle zurückgezogen hatte.

Interessant ist nun die Datierung der Holz- und 
Torfstücke mit der sogenannten Radiokarbon-
methode. Resultat: Über die letzten 10’000 Jahre 
konnten bisher zehn Warmzeit-Fenster (Dauer: 
etwa 100 bis 1800 Jahre) bestimmt werden. Dabei 
ergibt sich, dass die Gletscher während etwa der 
Hälfte der Zeit kleiner waren als heute. Das Bild der 
vergletscherten Alpen, wie wir es heute kennen, ist 
also nicht das typische Bild der nacheiszeitlichen 
Alpen. Die Geschichte der Gletscherbedeckung – 
und somit des Klimas – ist weit dynamischer und 
wechselhafter, als bisher angenommen wurde. 
(aus dem SAC-Organ «Die Alpen»/2004)
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Analyse der Polizeilichen Kriminalstatistik 2018 (Teil 2)

 Die Geissel der häuslichen Gewalt
von Anian Liebrand, ehem. Präsident Junge SVP Schweiz

Die Gesamtzahl der verzeigten Straftaten gegen das Strafgesetzbuch ist gegenüber dem Vorjahr erneut zurückgegangen. So 
lautet eine der Hauptaussagen der jüngst veröffentlichten Polizeilichen Kriminalstatistik 2018. Doch die Wahrheit liegt im 
Detail: Erst wer genauer hinsieht, erkennt beunruhigende Tendenzen.

Entgegen der vordergründig er-
freulichen Gesamtentwicklung ist 
die Zunahme der Straftaten gegen 
die sexuelle Integrität besorgniser-
regend. So erfuhren sexuelle Hand-
lungen mit Kindern gegenüber 
2017 einen Anstieg von 24 Prozent. 
Durchs Band wurden auch mehr 
Fälle von sexueller Nötigung, Ver-
gewaltigung, Schändung oder ver-
botener Pornographie registriert. 

Mehr häusliche Gewalt
Beunruhigend ist auch die Zunahme der häuslichen Gewalt 
um neun Prozent auf 18’522 Straftaten. 27 Personen sind 
2018 durch häusliche Gewalt gestorben, meist waren die 
Opfer Frauen. Durchschnittlich ereignete sich in den eige-
nen vier Wänden also alle dreizehn Tage ein «vollendetes 
Tötungsdelikt», wie das in der Statistiksprache ausgedrückt 
wird. Die über 50 registrierten Fälle häuslicher Gewalt pro 
Tag bilden nur die Spitze des Eisbergs. Übergriffe innerhalb 
der Familie gelangen oft nie zur Anzeige.

Ob es eine besondere Relevanz hat, dass beispielsweise die 
von der Zentralschweizer Polizeidirektorenkonferenz her-
ausgegebene mehrsprachige Broschüre «Stopp häusliche 
Gewalt» zuerst auf Albanisch übersetzt wurde, würde von 
offizieller Stelle wohl kaum kommentiert werden. Dies, ob-
wohl der Zusammenhang naheliegt. Die «NZZ» berichtete 
letztes Jahr, dass fast 60 Prozent aller Frauen in Albanien 
mindestens einmal im Leben von häuslicher Gewalt betrof-
fen sind. Längst ist erwiesen, dass die Problematik bei ge-
wissen Migrantengruppen besonders ausgeprägt ist. Häufig 
richtet sich die Gewalt und Unterdrückung gegen Mädchen, 
die «zu gut integriert» sind und ihr Leben selbstbewusst 
gestalten wollen. 

Erster Fall von weiblicher Genitalverstümmelung
Die Zahl der Tötungsdelikte und schweren Körperverlet-
zungen mit Schneid- oder Stichwaffen hat 2018 landesweit 
nur leicht zugenommen; es zeigen sich aber regionale Un-
terschiede. So sind mit Messern begangene Körperverlet-
zungen in der Stadt Zürich um einen Viertel gestiegen – 
im laufenden Jahr 2019 ist der Anstieg gar noch extremer. 
Dafür sind in erster Linie junge Männer im Alter zwischen 
18 und 24 Jahren verantwortlich, die im Ausgang immer 
schneller zustechen.

Nachdem die «Schweizerzeit» letztes Jahr publik machte, 
dass die Polizeiliche Kriminalstatistik den Straftatbestand 

«Verstümmelung weiblicher Genitalien (StGB Art. 124)» 
zwischen 2013 und 2017 kein einziges Mal registriert hat – 
obwohl laut vertrauenswürdigen Schätzungen hierzulande 
gegenwärtig rund 15’000 Mädchen von Genitalverstümme-
lung betroffen sind – gab es 2018 das erste Mal eine solche 
Strafanzeige. Die gern ins Feld geführte Begründung, die 
meisten Beschneidungen würden halt im Ausland begangen, 
ist ein Armutszeugnis. Wird weibliche Genitalverstümme-
lung festgestellt, muss dies den unmittelbaren Verlust des 
Aufenthaltsrechts der Verantwortlichen zur Folge haben.

Gewalt gegen Polizeibeamte akut
Weiterhin auf bedenklich hohem Niveau bewegen sich die 
polizeilich registrierten Straftaten im Bereich «Gewalt und 
Drohung gegen Behörden und Beamte». Erneut waren es 
2018 über 3’000 Straftaten. Die Bandbreite reicht von Be-
schimpfungen, Pöbeleien bis zu Tötungsversuchen. Polizis-
tinnen und Polizisten werden überdurchschnittlich oft an 
Demonstrationen, bei Festnahmen oder Personenkontrollen 
angegriffen. Polizei-Vertreter führen dies auf den gesunke-
nen Respekt gegenüber staatlichen Autoritäten in unserer 
Gesellschaft zurück.

Bei allen relevanten Erkenntnisgewinnen der Polizeili-
chen Kriminalstatistik: Die Höhe der einzelnen Strafen –  
und ob die statistisch erfassten Straftaten wirklich den tat-
sächlich vorgefallenen Delikten entsprechen – wird in sol-
chen Statistiken naturgemäss ausser Acht gelassen. Ge-
schweige denn die Frage, ob die gefällten Urteile zu «milde» 
ausgefallen sind. Dies ist wieder ein anderes Tätigkeitsfeld …

Anian Liebrand

In vierzehn deutschen Bundesländern gibt es aktuell 
185 Gender-Lehrstühle an Universitäten. Spitzenreiter 
ist Nordrhein-Westfalen mit sage und schreibe 63 Lehr-
stühlen. Was da gelehrt wird, ist nicht klar. Was man 
mit einem solchen Studium anfangen kann, noch we-
niger. Früher nannte man das Irrsinn, und es war da-
für schlicht kein Geld vorhanden. Aber die weltbewe-
gende Forschung nach «korrekten» Bezeichnungen im 
Gender-Unsinn wird vom arbeitenden Steuerzahler fi-
nanziert. Auch an der Uni Zürich. So werden zum Bei-
spiel die Toiletten an Universitäten mit neuen Schildern 
versehen. Hier ein (unverständliches) Beispiel von der 
Uni Göttingen: Das Herren-WC heisst dort neu: «Herren-
Trans*InterToilette». So eine Scheisse!

Tis Hagmann
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Unionsbürgerrecht oder Einwanderungsbeschränkung? (2. Teil)

 Das Steuer herumreissen!
von Nationalrat Andreas Glarner, Oberwil-Lieli AG 

hf. Nationalrat Andreas Glarner hat das bemerkenswerte Referat «Unionsbürgerrecht oder Einwanderungsbeschränkung?», 
das wir in zwei Teilen und in gekürzter Form abdrucken, am 27. Mai 2019 im Anschluss an die Generalversammlung der 
«Schweizerzeit» gehalten. Hier nun der zweite Teil. 

Volk und Stände haben die 
«Volksinitiative gegen Massen-
einwanderung» am 9. Februar 
2014 gutgeheissen – doch sie 
wurde nie umgesetzt! In ei-
nem himmeltraurigen Akt ha-
ben die ehemaligen Gegner 
der Initiative das Ergebnis in 
der Gesetzesberatung ad ab-
surdum geführt. Damit wurde 
gültiges Verfassungsrecht ge-
brochen – und niemanden aus-

ser die SVP scheint dies zu kümmern. Die Medien – ei-
gentlich «Wächter» im Staat – solidarisieren sich gar 
mit den Verfassungsbrechern. Auch die Wirtschafts-
funktionäre kümmert das nicht. Im Gegenteil: Sie wol-
len billige ausländische Arbeitskräfte; die explodie-
renden Sozialkosten sind ihnen egal. 

Das Volk wurde bezüglich Zuwanderung massiv ge-
täuscht. Der Bundesrat hat seinerzeit bereits im Vor-
feld der Abstimmung zur Personenfreizügigkeit be-
hauptet, es seien höchstens 8’000 bis 10’000 Personen 
pro Jahr zu erwarten. In Tat und Wahrheit kommen 
jedes Jahr durchschnittlich 55’000 Nettozuwanderer 
allein aus der EU. Fazit: Freie Zuwanderung und So-
zialstaat sind nicht vereinbar! 

Unionsbürgerrichtlinie ruiniert die Sozialkassen
Die Unionsbürgerrichtlinie (UBRL) ist im Rahmenvertrag 
zwar nicht explizit erwähnt, aber auch nicht ausgenom-
men. Tatsache ist, dass sich die Schweiz vergeblich um 
eine Ausnahmeklausel bemüht hat, was nichts Gutes ver-
heisst. Was beinhaltet die UBRL? Heute haben EU-Bürger, 

welche im ersten Jahr nach dem Zuzug den Job verlieren, 
kein Anrecht auf Sozialhilfe. Tritt die Arbeitslosigkeit je-
doch «erst» nach Ablauf des ersten Jahres seit dem Zu-
zug ein, so erhalten sie ein halbes Jahr Sozialhilfe. Dies 
will die EU ändern: Mit der Einführung der Unionsbürger- 
richtlinie hätten EU-Bürger bereits im ersten Jahr An-
spruch auf ein halbes Jahr Sozialhilfe – bei einem späte-
ren Jobverlust sogar auf unbeschränkte Sozialhilfe! Noch 
dicker käme es bei Nicht-Erwerbstätigen. Diese haben 
heute keinen Anspruch auf Sozialhilfe – nach einer Über-
nahme der Richtlinie hätten sie nach nur drei Monaten An-
spruch auf unbeschränkte Unterstützung. Die Unionsbür-
gerrichtlinie sieht zudem ein Recht auf Daueraufenthalt 
nach einem fünfjährigen rechtmässigen, ununterbroche-
nen Aufenthalt im Gaststaat vor, das auch bei Sozialhilfe-
abhängigkeit nicht verweigert werden kann. Zudem wä-
ren Ausweisungen von Kriminellen noch schwieriger als 
unter dem geltenden Freizügigkeits-Regime.

Gemeinden würden ruiniert 
Man könnte es keinem EU-Bürger verargen, wenn er 
angesichts der Verlockungen dieses staatlichen Füll-
horns, welches bei Arbeitslosigkeit über ihn ausge-
schüttet würde, nicht sofort in die Schweiz umziehen 
würde. Dass er dabei die ganze Sippschaft nachziehen 
darf, damit diese ebenfalls in den Genuss des vollen 
Programms kommt, ist für die EU selbstverständlich –  
für unsere Gemeinden aber unbezahlbar. Denn die Ge-
meinden, welche schon ab 2020 ob den Kosten für die 
Sozialhilfe der im 2015 zugewanderten Asylbewerber 
ächzen werden, können ohne massive Steuererhöhun-
gen keine weiteren Kosten mehr tragen. Auch aus die-
sem Grund darf die Schweiz das Rahmenabkommen nie-
mals unterzeichnen.
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Wer beschränkt die Einwanderung?
Die Beschränkung der Einwanderung ist ein Muss. In-
teressant ist nun die Frage: Was tun die verschiede-
nen «Akteure»?

Beispiel Bundesrat: Die «Höseler» im Bundeshaus, die 
unsere Interessen vertreten müssten, tragen eher die 
Argumente der Gegenseite vor. Und wer hat mit der 
EU verhandelt? Ausgerechnet der nette Staatssekretär 
Balzaretti, welcher ja klar in die EU will. Einmal mehr 
sendet man Vegetarier, um den Metzgermeisterverband 
zu vertreten. Meines Erachtens ist hier der Tatbestand 
von Artikel 267 des Strafgesetzbuches erfüllt, der lautet: 
«Wer als Bevollmächtigter der Eidgenossenschaft vor-
sätzlich Unterhandlungen mit einer auswärtigen Regie-
rung zum Nachteile der Eidgenossenschaft führt, wird 
mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.» 

Überbrückungsrente?
Inzwischen sieht auch der Bundesrat ein, dass die un-
eingeschränkte Zuwanderung einen direkten Zusam-
menhang mit der stetig steigenden Arbeitslosigkeit bei 
den über 50-Jährigen hat. In einer überstürzten Ak-
tion versucht er nun, diesem Missstand mit einer so-
genannten Überbrückungsrente zu begegnen. 

Dieser Hüftschuss ist jedoch unbrauchbar: Er verkennt 
das wahre Problem und wird dazu führen, dass ältere 

Arbeitnehmer mit einer Überbrückungsrente abgespiesen 
und noch häufiger entlassen werden und (dank der Perso-
nenfreizügigkeit) durch jüngere, billigere Ausländer ersetzt 
werden. Unternehmen könnten die Verantwortung elegant 
auf den Staat abschieben – der Steuerzahler bezahlt. 

Wenig glaubwürdige Akteure
Neben dem Bundesrat sind auch die andern «Akteure» 
wenig glaubwürdig. Die Gewerkschaften und die SP 
beharren auf dem vollen Lohnschutz und auf der heu-
tigen Voranmeldefrist von acht Tagen für Firmen, die 
Arbeitnehmer in die Schweiz entsenden. Dies, obwohl 
auch eine etwas kürzere Frist mit den heutigen tech-
nischen Möglichkeiten kein Problem wäre. Was sind 
die wahren Absichten der Gewerkschaften? Warum 
stellen die sich derart stur? Was ist der Bundesrat zu 
geben bereit, damit die SP und die Gewerkschaften ih-
ren Widerstand aufgeben? Mit welchem «Geschenk» 
wird der Bundesrat aufwarten?

Die FDP hat zum Rahmenabkommen und somit indi-
rekt zum Unionsbürgerrecht schon ja gesagt, als noch 
nicht einmal die Tinte auf dem Papier trocken war. Es 
scheint, als ob diese Partei in der Geiselhaft von Eco-
nomiesuisse ist – anders ist dieses Verhalten nicht zu 
erklären. Frau Gössi ist seit ihrer politischen Geburt 

Fortsetzung auf Seite 16
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Liebkind der Medien; da kann es natürlich schon passie-
ren, dass man seine Meinung wechselt, wenn ein paar 
Schüler auf ein Plakat schreiben «FDP = Fuck the pla-
net» – vor allem, wenn gleichzeitig Wahlen anstehen. 

Und der Gipser aus Reinach war schon immer so bieg-
sam, dass für ihn alle Interpretationen eines Themas 
im Stundentakt möglich sind. Zum Verhandlungsman-
dat für das Rahmenabkommen sagte er am 6. Juli 2014 
in einem Interview mit der «SonntagsZeitung»: «So, 
wie die EU das Mandat skizziert, wird es nie kommen. 
Wir wären damit das unsouveränste Land in Europa. 
Wir müssten völlig nach der Pfeife der EU tanzen und 
hätten nichts zu sagen. Da könnten wir ja gleich bei-
treten. Das will die FDP sicher nicht.»

Die CVP ist eigentlich nur noch die katholische SP.

Economiesuisse und weitere Wirtschaftsverbände op-
fern unsere Werte, unsere Selbstbestimmung und die 
direkte Demokratie kurzfristigen Profiten. Nur kom-
men dank Familiennachzug eben auch viele schlecht 
Ausgebildete – dafür überdurchschnittlich gebärfreu-
dige – Einwanderer, welche sich am Honigtopf unseres 
Sozialsystems laben und unsere Schulen an den Rand 
des Zusammenbruchs bringen. Für die Sozialkosten 
der von verantwortungslosen Managern entlassenen 

Arbeitnehmer kommt ja die Allgemeinheit auf. Die 
echten Patrons sind leider weitgehend verschwunden.

Wie ein Stück Zucker
Die Schweiz löst sich auf wie ein Stück Zucker im Wasser. 
Innert kürzester Zeit haben wir Werte wie Eigenverant-
wortung, Fleiss, Zuverlässigkeit, Gemeinsinn verdrängt 
und durch Begriffe wie soziale Hängematte, Mittelmass, 
Laissez- faire und Anspruchsmentalität ersetzt. Und die 
Kriminalität hat dank offener Grenzen und Kuscheljus-
tiz europäisches Niveau erreicht. Geblieben ist uns eine 
mutikulturelle Gesellschaft, durchseucht von Heerscha-
ren von Integrationsbeauftragten, Sozialarbeitern, Ju-
gendarbeitern, Schulsozialarbeitern, Schuldenberatern, 
Lebensberatern, Mediatoren, Kulturschaffenden und so-
ziokulturellen Animatoren. Wer sich noch freiwillig und 
unentgeltlich engagiert, wird belächelt. 

Wer reisst das Steuer herum?
Wer ist bereit, die «Schweiz 2.0» zu bauen? Finden sich 
genügend Kräfte, die bereit sind, sich unbeliebt zu ma-
chen, die Ärmel hochzukrempeln und das Steuer he-
rumzureissen? Finden wir die Kraft, die erwähnten 
«Herrschaften» in die Wüste zu schicken? 

*
Wir müssen es tun, wir haben keine andere Wahl. Es 
ist Zeit, dass wir das Heft in die Hand nehmen. Es darf 
nicht sein, dass eine schwedische Schülerin und ein 
warmer Sommer dazu führen, dass Grüne, GLP (Grüne 
mit Krawatten statt Latzhosen) und Rote gewinnen. 
Wir müssen den Leuten aufzeigen, dass «Grün» in 
Wirklichkeit «Rot» ist.

Rahmenabkommen stoppen
Die Schweiz darf dieses Abkommen niemals unter-
zeichnen. Ob es uns gelingt, gegen die gewaltige 
PR-Maschinerie von «Economiesuisse» und der «Ope-
ration Libero» – orchestriert von einer gigantischen 
Medienkampagne – zu gewinnen, ist fraglich. Es ist 
klar: Wer den Kampf wagt, kann verlieren. Wer ihn 
nicht wagt, hat schon verloren. In diesem Sinne rufe 
ich Ihnen zu: Auf in den Kampf – herzlichen Dank für 
Ihren Einsatz!

Andreas Glarner

Fortsetzung von Seite 15
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in der Vermögensverwaltung

seit 1983

Dieses war der erste Streich …

 … doch der zweite folgt sogleich
von Markus Melzl, ehem. Kriminalkommissar und Sprecher der Staatsanwaltschaft Basel-Stadt

Dieser Spruch von Wilhelm Busch aus der Erzählung «Max und Moritz» veranschaulicht treffend die Vorgehensweise der 
Europäischen Union im Umgang mit Schusswaffen. 

Am 19. Mai 2019 haben Volk 
und Stände die von Brüssel 
diktierte EU-Waffenrichtlinie 
91/477/EWG mit nahezu 64 Pro-
zent angenommen. An diesem 
Volksverdikt gibt es nichts zu 
rütteln. Ob für all jene, welche 
Ja gestimmt haben, die Verhin-
derung von Terroranschlägen 
ausschlaggebend war, darf zu-
mindest bezweifelt werden – ob-

wohl die Verschärfung mit den Terroranschlägen im 
Jahre 2015 begründet wurde. 

Die Befürworter nahmen im Abstimmungskampf 
mehrheitlich auch nie Stellung zur Bekämpfung von 
Terrorismus oder organisierter Schwerstkriminalität, 
sondern bekundeten ihre grundsätzliche Abneigung 
gegenüber Waffen und unsere Schützentradition. Am 
meisten hat jedoch die Drohung verfangen, dass die 
Schweiz aus dem Schengen/Dublin-Raum geschmis-
sen würde.

Drohszenario aus den eigenen Reihen
Interessanterweise haben weder ein Schengen-Staat 
noch die EU gegenüber der Schweiz die Aufkündigung 
der Mitgliedschaft im Falle eines Nein am 19.5.2019 
angedroht. Das Drohszenario kam aus den eigenen 
Reihen und wurde von links/grün bis weit in die poli-
tische Mitte bewirtschaftet.

Wer heute davon ausgeht, dass die Verschärfung der 
EU-Waffenrichtlinie nun abgeschlossen ist, dürfte ent-
täuscht werden. Denn Artikel 17 schreibt fest, dass die 
Richtlinie alle fünf Jahre angepasst wird – erstmals 
im Jahr 2020. Weil trotz jeder weiteren Anpassung 
kein einziger Terroranschlag verhindert wird, müs-
sen zwangsläufig weitere Verschärfungen erfolgen. 
Dies führt letztendlich zu einer Endlosschleife – bis 
hin zur vollständigen Entwaffnung aller Bürgerinnen 
und Bürger auf dem europäischen Kontinent. Und dies 
allein dürfte das Ziel der Europäischen Union sein. 

Schusswaffen und Messerangriffe
Die EU-Waffenrichtlinie spricht ausschliesslich von 
Schusswaffen – bis heute. Ob dies so bleibt, steht in 
den Sternen. In Deutschland planen etliche Bundes-
länder ein Messer-Verbot, ein entsprechender Geset-
zesentwurf liegt bereits vor. Die Bundesländer Bre-
men und Niedersachsen weisen auf die hohe Zahl von 
Messerangriffen in Zonen hin, wo sich besonders viele 
Menschen aufhalten: Einkaufszentren, Bahnhöfe, 

Haltestellen des öffentlichen Verkehrs sowie Gross-
veranstaltungen. Schliesslich wird im Entwurf vorge-
schlagen, dass Messer mit einer Feststell-Klinge von 
mehr als sechs Zentimetern Länge nicht mehr in der 
Öffentlichkeit mitgeführt werden dürfen. 

Wer also nach Annahme des Gesetzesartikels auf dem 
Weg zum Wanderausflug in den Schwarzwald das 
Schweizer Soldatenmesser der Firma «Victorinox» mit 
seiner einhändig bedienbaren Festellklinge von acht 
Zentimetern mit sich führt, macht sich strafbar. Weil es 
zu lächerlich wäre, dieses Messergesetz der Terrorbe-
kämpfung zuzuordnen, spricht das offizielle Deutsch-
land von «Messerangriffen» und hütet sich, zu Täter-
herkunft und Migrationsfragen Stellung zu nehmen. 

Es ist davon auszugehen, dass das deutsche Messer-Ver-
bot etliche Beamte in Brüssel elektrisieren dürfte mit 
dem Ziel, alle Messerklingen europaweit zu stutzen. 
Und die Schweiz würde wiederum mitmachen, weil 
die Drohung, aus dem Schengen-Raum ausgeschlos-
sen zu werden, immer wieder verfangen wird. Die EU- 
Politiker und vor allem die unzähligen Euro-Beamten 
haben den Mechanismus zur Gängelung der Schweiz 
sehr schnell verinnerlicht. Ein gutes Beispiel dazu lie-
ferte das Schweizer Fernsehen in der «Rundschau» 
vom 22. Mai 2019. Das unter dem Titel «Rauer Wind 
aus Brüssel» ausgestrahlte Interview mit Martin Sel-
mayr, dem Generalsekretär der EU-Kommission, ver-
sinnbildlichte die weit verbreitete Abneigung gegen-
über dem Brüsseler Moloch. Überheblich und drohend 
trat Selmayr auf und hat es dabei sichtlich genossen, 
sein Unbehagen gegenüber unserem Land mit seiner 
direkten Demokratie in die gute Stube von Herrn und 
Frau Schweizer zu transportieren.

Markus Melzl
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Mobilisierung
<lat.> mobilis – «beweglich», «biegsam»

Damit unsere Kunden den grösstmöglichen Erfolg  
erzielen, muss die definierte Zielgruppe mobilisiert, 
also dazu bewegt werden, im gewünschten Sinne  
abzustimmen oder zu wählen. Deshalb sind unsere 
Kampagnen so gestaltet, dass sie den Adressaten  
bewegen und nicht spurlos an ihm vorbeigehen. 

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer
Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

AG für Werbung und Public Relations

Wir wollen Ihren Erfolg

Carl Baudenbacher zum Schweizer EU-Komplott (III)  

Fremdbestimmung oder Selbstbestimmung? 
Professor Carl Baudenbacher, als Schweizer im Auftrag Liechtensteins  jahrelang Vorsitzender des EFTA-Gerichtshofs, ist einer 
der schärfsten Kritiker am Rahmenvertrag Schweiz-EU. Im Münster-Verlag in Basel ist aus seiner Feder das Buch mit dem Titel 
«Das Schweizer EU-Komplott» erschienen. Die «Schweizerzeit» bringt daraus Auszüge. Heute folgt der dritte und letzte Teil.

Das EDA behauptete zunächst (und behauptet bis heute), 
die Schweiz könne sich selbst überwachen (…). In Wahr-
heit ist die Kommission die Überwacherin der Schweiz. 
Unter dem EuGH-Modell hätte sie ihren eigenen Gerichts-
hof einseitig anrufen können. Gleiches gilt unter dem 
«Schiedsgerichts»-Modell. Wer eine angebliche Verfeh-
lung der Gegenseite in einem bilateralen Verhältnis je-
derzeit vor seinen eigenen Gerichtshof bringen kann, der 
ist faktisch der Überwacher der anderen Partei. 

Staatliche Beihilfen
Artikel 8 B des Rahmenabkommens erweckt den Ein-
druck, auch die Kontrolle von Beihilfen liege in der Hand 
der Vertragsparteien. Die Vorschrift bestimmt unter dem 
Titel «Durchsetzung durch die Parteien»: 

1. Regelt ein in Artikel 8 A Absatz 1 genanntes Abkommen 
die Gewährung staatlicher Beihilfen, so stellt jede Vertrags-
partei die Anwendung dieser Vorschriften in ihrem Hoheits-
gebiet im Einklang mit ihrer verfassungsmässigen Zustän-
digkeitsordnung und im Einklang mit den Bestimmungen 
dieses Abkommens und des betroffenen Abkommens sicher.

2. Die Vertragsparteien stellen durch eine unabhängige 
Behörde (…) eine kontinuierliche Überwachung der Kon-
formität der staatlichen Beihilfen mit den Bestimmungen 
dieses Abkommens und den in Artikel 8 A Absatz 1 ge-
nannten Vereinbarungen sicher.

In der Schweiz soll dem Vernehmen nach die Wettbewerbs-
kommission mit dieser Aufgabe betraut werden. Trotz-
dem kann keine Rede davon sein, dass sich die Schweiz 
hinsichtlich Beihilfen selbst kontrollieren kann. Da die 
Kommission einen diesbezüglichen Konflikt jederzeit via 
«Schiedsgericht» vor den EuGH bringen kann, unterliegt 
die Schweiz im Endeffekt der Kontrolle durch die EU.

Bundesgericht
In Artikel 11 («Zusammenarbeit zwischen den Gerich-
ten») wird mit vollmundigen Worten der Eindruck er-
weckt, es werde eine Kooperation zwischen dem Bun-
desgericht und dem EuGH institutionalisiert:

Um eine einheitliche Auslegung zu fördern, vereinbaren 
das Schweizerische Bundesgericht und der EuGH die 
Aufnahme eines Dialogs, dessen Modalitäten von den 
beiden Gerichten festgelegt werden.

Angesichts der Schieflage des ganzen institutionellen Teils 
zu Lasten der Schweiz soll damit der Eindruck erweckt wer-
den, auch das Bundesgericht habe etwas zu sagen. Die ge-
nannte Bestimmung wird indes symbolischen Charakter 
haben. Dass sich der EuGH durch die Rechtsprechung des 
Bundesgerichts inspirieren lassen wird, ist auszuschlies-
sen. Nach dem Rahmenabkommen ist der judizielle Dialog 
eine Einbahnstrasse. Der Artikel bestimmt denn auch unter 
der Überschrift «Grundsatz der einheitlichen Auslegung»:

1. Zur Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele und in 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Völkerrechts 
sind die betroffenen Abkommen und die darin in Bezug ge-
nommenen Rechtsakte der Europäischen Union in den Tei-
len des Binnenmarkts, an denen die Schweiz beteiligt, ein-
heitlich auszulegen und anzuwenden. 

2. Soweit ihre Anwendung Konzepte des Rechts der Europäi-
schen Union umfasst, werden die Bestimmungen dieses Ab-
kommens und der betroffenen Abkommen sowie die darin 
genannten Rechtsakte der Europäischen Union nach der vor 
oder nach der Unterzeichnung des betroffenen Abkommens 
ergangenen Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi-
schen Union ausgelegt und angewendet.

S.
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Mobilisierung
<lat.> mobilis – «beweglich», «biegsam»

Damit unsere Kunden den grösstmöglichen Erfolg  
erzielen, muss die definierte Zielgruppe mobilisiert, 
also dazu bewegt werden, im gewünschten Sinne  
abzustimmen oder zu wählen. Deshalb sind unsere 
Kampagnen so gestaltet, dass sie den Adressaten  
bewegen und nicht spurlos an ihm vorbeigehen. 

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer
Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

AG für Werbung und Public Relations

Wir wollen Ihren Erfolg

CH-7742 POSCHIAVO

Die kürzliche Aussage von Weihbischof Henrici, dass 
man die SVP (eine demokratisch legitimierte Partei) 
als Schweizer nicht wählen könne, ist von einem Kir-
chenmann nicht hinnehmbar. Es befremdet, wenn Kir-
chenleute ihre Autorität in politischen Fragen von einer 
höheren Macht ableiten und damit wissen, was richtig 
und falsch ist. Die Kirche muss in Anbetracht der Is-
lamisierung und Säkularisierung unserer Gesellschaft 
den christlichen Glauben, die biblischen und ethischen 
Grundlagen der Menschenwürde vertreten. Sie muss die 
Verkündigung des Evangeliums und die Seelsorge in den 
Mittelpunkt stellen und ein bekennendes Christentum 
auch im öffentlichen Raum wahrnehmungsstark zeigen. 
Kirche darf nicht zur Polit-, Kultur- und Sozialinstitu-
tion werden.
 
Gleichzeitig gehört in unserer säkularisierten offenen Ge-
sellschaft eine falsch verstandene Toleranz gegenüber al-
lem und jedem zur politischen «Korrektheit». Der Präsi-
dent der SP Schweiz fordert einen «swiss made Islam» mit 
eigenen Kirchensteuern, Schulen und Imam-Ausbildung. 
Die Türkei und das Religionsministerium sowie arabi-
sche Emirate finanzieren salafistische Moscheen in der 
Schweiz, fordern islamische Schulen, setzen in Moscheen 
ihre ideologisch genehmen Imame ein und fördern damit 
fundamentalistische Muslims. So werden unsere Kultur 
und unsere Werte angegriffen und verdrängt, die auf un-
serem christlich-jüdischen Fundament beruhen.
 
Weltweite Verfolgung
Das Christentum ist heute die am meisten verfolgte Re-
ligion. Christen erleiden in immer mehr Ländern Aus-
grenzungen, Unterdrückung und auch wirtschaftliche 

Den christlichen Glauben leben

 Christentum wohin?
von Roger E. Schärer, Feldmeilen

Religion und Politik standen immer schon in einem Spannungsfeld, lösten Kriege aus, sahen Terror, Tod und  Verfolgung und 
prägten die  Geschichte. Religion muss sich auf ihr «Kerngeschäft» beschränken: Sie muss das friedliche, tolerante Neben-und 
Miteinander unterschiedlicher Glaubensüberzeugungen suchen und leben. Die wiederholten Terroranschläge gegen christliche 
Kirchen zeugen von hasserfüllter Ideologie.

Diskriminierung. Die Zahl der belegten Morde an Chris-
ten im Jahr 2018 beträgt 4’136 und hat sich in einem 
Jahr verdoppelt. Die Unterdrückung und Gewalt gegen 
Christen in afrikanischen Ländern, in Asien und in der 
Türkei durch islamistische Terrormilizen ist alarmie-
rend. Auch wir, die humanitäre Schweiz, müssen unsere 
Stimme gegen die Verfolgung der Christen erheben und 
das Unrecht anzuklagen. Mit Zwingli sind wir aufgeru-
fen, «um Gottes Willen etwas Tapferes» zu tun.
 
Das Christentum in der Schweiz
Was tun wir für unsere christliche Schweiz? Unsere 
christlichen Werte zerfransen in Gesellschaft und Wirt-
schaft. Die Kirchenbesuche spiegeln unsere demogra-
phische Ueberalterung. Die christlichen Werte im All-
tag müssen wieder gelebt werden. Die fortschreitende 
Säkularisierung unserer Gesellschaft und das Desinter-
esse der Leute erklären Religion und Glaube zur Privat-
sache und predigen eine falsch verstandene «Toleranz». 
Die Kirche hätte dabei die besten «Marktbedingungen» 
für ihr Wirken. Wertewandel, hohe Scheidungsraten, 
Informationsüberflutung, Orientierungslosigkeit, unbe-
antwortete Sinnfragen des Lebens, Egoismus, das Ge-
setz des Stärkeren, Entsolidarisierung, sozialer Druck, 
Burnouts und Stress verlangen Antworten: Nächsten-
liebe und das Mit- statt Gegeneinader sind nötiger denn 
je. Nur eine überzeugende, lebensnahe Verkündigung 
der frohen und befreienden Botschaft stärkt den christ-
lichen Glauben. Lessings «Nathan der Weise» hat recht: 
«Die Wahrheit einer Religion wird nicht an ihren Glau-
benssätzen gemessen, sondern an ihren Früchten zu 
erkennen sein».

Roger E. Schärer

«Schweizerzeit»-Special 
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Erlebnisse aus 35 Jahren aktiver Politik (Teil 25)

Damals in der SVP
von Hans Fehr, a. Nationalrat, Eglisau ZH

Ihr Partner bei

Wir beraten Sie gerne und zeigen Ihnen
die betrieblichen und steuerrechtlichen
Vor- und Nachteile der einzelnen Gesell-
schaftsformen (Aktiengesellschaft,GmbH
oder Einzelfirma)

FIDURA TREUHAND AG
Gotthardstrasse 20, CH-6300 Zug
Tel. +41 41 711 79 32, www.fidura.ch

Geschäftsleitung:
Dr. Hans Durrer,Verwaltungsrat
Roland Arnold, Eidg. dipl.Treuhandexperte

FIRMENGRÜNDUNG

• Buchhaltungen
• Steuerberatung
• Jahresabschlüsse
• Revisionen

• Personaladministration
• Vermögensverwaltung
• Unternehmensberatung
• Gesellschaftsgründungen

Gute Parteipolitik zeichnet sich 
dadurch aus, dass eine Partei zu 
allen wesentlichen Fragen «Par-
tei nimmt». Sie muss aber auch 
danach trachten, wichtige Funk-
tionen in der Verwaltung, in den 
Behörden und Gerichten angemes-
sen durch eigene Leute zu beset-
zen – die dann ihr Gedankengut 
einbringen. Das gilt auch für die 
Ortssektionen. Immer wieder ha-

ben wir «gepredigt», dass sie drei Aufträge erfüllen müs-
sen: Erstens (Gemeinde-) Politik machen; zweitens Mit-
glieder werben; und drittens fähige Kandidatinnen und 
Kandidaten für Behördenämter aufstellen und dafür sor-
gen, dass diese gewählt werden. Das gilt stufengerecht 
auch im Kanton und im Bund.

Ein Beispiel für die gelungene Besetzung einer wichtigen 
«höheren» Funktion: Am 1. Mai 1994 tritt Dr. Christian 
Huber aus Pfäffikon, seit 1987 Oberrichter, der sich u.a. 
als kompetenter Drogenspezialist und Gegner jeglicher 

Drogenliberalisierung einen Namen gemacht hat, sein 
Amt als Präsident des Geschworenengerichts an. «Ich 
kenne das Geschworenengericht von meiner Tätigkeit als 
Staatsanwalt her. Ich bin ein kommunikativer Mensch; 
der direkte Umgang mit den Prozessparteien spricht 
mich an», erklärt Huber im Hinblick auf sein neues ver-
antwortungsvolles Amt. 

Das Geschworenengericht beurteilt Kapitalverbrechen, 
sofern die Täterschaft nicht geständig ist. Dabei geht es 
vor allem um Tötungsdelikte, Entführungen, vorsätzli-
che schwere Körperverletzungen und andere schwere 
Straftaten. Neben dem Präsidenten besteht das Geschwo-
renengericht aus neun Laien. Wie üblich wird Christian 
Huber aus den 35 Oberrichtern für eine Amtsdauer von 
sechs Jahren gewählt. Laut Huber ist das Geschworenen-
gericht die «ursprünglichste Form der Rechtsprechung», 
und es biete den Angeklagten die fairsten Bedingungen. 

Huber erlangt in seinem Amt nationale Bekanntheit und 
viel Anerkennung wegen seiner Verhandlungsführung 
im sogenannten «Jahrhundertprozess» gegen den Se-
xualstraftäter und Babyquäler René Osterwalder. Die-
ser wird schuldig gesprochen und zu 17 Jahren Zucht-
haus verurteilt; die Strafe wird jedoch zugunsten einer 
Verwahrung auf unbestimmte Zeit aufgehoben. (Wei-
tere «berühmte» Fälle, die das Geschworenengericht be-
urteilt und die Angeklagten für schuldig befunden hat, 
sind beispielsweise jener des Dübendorfer Tierarztes 
und Gattenmörders Gabor Bilkei oder des «Öko-Terro-
risten» Marco Camenisch).

Mit der neuen Strafprozessordnung, die am 1.1.2011 in 
Kraft tritt, wird das Geschworenengericht jedoch abge-
schafft. Zuständig für dessen bisherigen Strafrechtsbe-
reich sind fortan in erster Instanz die Bezirksgerichte.

*
Christian Huber wird 1999 Zürcher Regierungsrat und Fi-
nanzdirektor. 2005 tritt er wegen Differenzen mit einem 
Teil der Parteileitung (gemäss O-Ton Huber der «Renn-
leitung») zurück. 

Nach seiner Pensionierung befährt er mit seiner Frau 
Charlotte jeweils während etlicher Monate pro Jahr als 
begeisterter «Kapitän» auf dem Hausboot «Kinette» eu-
ropäische Binnengewässer. Das Ehepaar Huber wird in 
all den Folgejahren zum eigentlichen Spezialistenteam 
für Binnengewässer, für Hausboote, für das Leben an 
Bord, für technische Belange, für Schleusen und Schleu-
sendurchfahrten sowie für landschaftliche, kulturelle, po-
litische und wirtschaftliche Aspekte der «erlebten» Län-
der. Ihre Berichte im Internet (www.kinette.ch) sind eine 
wahre Fundgrube und sehr zu empfehlen!



Freitag, 28. Juni 2019 21

Ich abonniere das «Schweizerzeit»-Magazin.
Preis bis Ende 2019: nur Fr. 35.– 

Name/Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ/Ort:

Mail-Adresse:

Wenn Sie uns Ihre Mail-Adresse mitteilen, erhalten Sie zu-
sätzlich kostenlos allwöchentlich unser aktuelles «Brisant» 
per Mail. Eine Weitergabe Ihrer Mail-Adresse findet nicht 
statt.

Datum:   Unterschrift: 

Einsenden an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach,

Tel.: 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03
E-Mail: abonnement@schweizerzeit.ch

KEIN MONOPOL DEM 
EU-SÜCHTIGEN MEDIEN-
EINTOPF IN DER SCHWEIZ

Samstag, 29. Juni 2019, 17.30 Uhr
Jubiläumsfeier «100 Jahre SVP Dübendorf»
Referate von Patrick Walder, Präs. SVP/ZH, und Roger Köppel, 
SR-Kandidat SVP/ZH, mit Apéro 
Katholisches Pfarreizentrum Leepünt, Leepüntstrasse 14, 8600 
Dübendorf/ZH 

Montag, 1. Juli 2019, 19.30 Uhr
Öffentlicher Sessionsrückblick 
Kurzreferate von NR Nadja Pieren (SVP/BE) und  
NR Werner Salzmann (SVP/BE)
Gasthof Löwen, Dorfplatz, 6197 Schangnau/BE

Dienstag, 2. Juli 2019, 19.30 Uhr
Info-Abend «EU-Rahmenabkommen (InstA)»
Worum geht es? Wie aktiv werden in der Meinungsbildung? 
Werner Gartenmann, Auns, Ulrich Schlüer, «Schweizerzeit»
Restaurant Plättli Zoo, Hertenstrasse 41, 8500 Frauenfeld/TG

Dienstag, 2. Juli 2019, 20.15 Uhr
Informationsveranstaltung des «Bundes der 
Steuerzahler»
Referat von Nationalrat Alfred Heer: «So viele Milliarden  
kosten die rot-grünen Phantasien den Steuerzahler»
Mehrzweckhalle Stiftung zum Glockenhaus, Sihlstrasse 33,  
8001 Zürich

Mittwoch, 3. Juli 2019, 8.00 – 21.30 Uhr
«Schweizerzeit»-Tagesausflug in  
die Schweizer Geschichte
mit Jürg Stüssi-Lauterburg und Ulrich Schlüer
Schlacht bei Sempach, «Schreckenstag» Nidwalden 1798
ab Carparkplatz Sihlquai beim Hauptbahnhof Zürich

Donnerstag, 29. August 2019, 19.30 Uhr
Ja zur Schweiz
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer
Landgasthof «Haus der Freiheit, Wintersberg, 9642 Ebnat-Kappel/SG 

Die «Schweizerzeit»-Agenda

Zeitung
Schade, dass nicht alles stimmt,
was man schwarz gedruckt vernimmt.
Oft bin ich auch darüber froh:
Manchmal ist es besser so.

 Aus Grendelmeiers
« Reich der Menschen »

Themawechsel: Seit vielen Jahren, bis auf den heutigen Tag, 
machen wir unsere politische Botschaft vorab in der Stadt 
Zürich auch mit den legendären «Puurezmorge» bekannt. 
1994 findet der hundertste statt. Bei all diesen Puurezmorge 
lässt sich die Stadtpartei nicht lumpen. Die angerichteten 
Buffets sind reichhaltig und locken die Besucherinnen und 
Besucher in Scharen an. 

Mit der Zeit beginnt sich ein eigentlicher «Puure- 
zmorge-Tourismus» einzuspielen. Etliche Leute nehmen 
einen Plastiksack mit und packen – wenn sie bereits 
reichlich «zugelangt» haben – auch noch «Vorräte» für 
morgen und übermorgen ein. 

Das geht so weit, dass man zum «Portionensystem» über-
gehen muss: Die Portionen werden nun in der Regel an den 
Tischen «serviert». Dabei wird zum Teil nicht Schinken, 
sondern Fleischkäse serviert. Flugs spöttelt der damalige 
SP-Kantonsrat Hartmuth Attenhofer (zugleich «General-
sekretär der Gesellschaft zur Förderung der Biervielfalt» 
und später Statthalter des Bezirks Dietikon): «Die SVP ist 
offenbar nicht mehr so gut bei Kasse; beim Puurezmorge 
gab es nur noch Fleischkäse statt Schinken.»

Eine ähnliche Situation spielt sich etwas früher bei einem 
Seniorennachmittag ab. Soeben hat Hans Hofmann sein 
Kurzreferat zur Finanzpolitik beendet. Es folgt die Frage-
runde. Aber niemand meldet sich. Endlich hebt eine ältere 
Dame die Hand. Erleichtert erteilt ihr der Gesprächsleiter 

das Wort für eine Sachfrage. «Wie isch das eigentli», 
meint die Dame mit schriller, vorwurfsvoller Stimme, 
«jetzt hät die Dame näbet mir scho s dritt Chuechestuck –  
und ich erscht eis!?» 

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr
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SCHWEIZ

BESTSELLER

AKTUELL

THRILLER

Büchertisch

111 Orte in Nidwalden 

die man gesehen haben muss

Silvia Götschi
Für Wanderer, die das eigene Land in 
der Innerschweiz näher kennenlernen 
möchten. Von der Risletenschlucht über 

Kräutergärten, Murmeltiergehege, das Spritzenhaus zu 
Buochs, den Felsenweg am Bürgenstock, die Franzosen-
höhle, das Chäppeli, den Skulpturenpark bis zur Bergka-
pelle am Trübsee. Alle Ziele in Wort und Bild träf charak-
terisiert. 

Emons, Köln 2019, 234 S., brosch., ill., (Richtpreis Fr. 22.90) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 21.75

Widerworte

Gedanken über Deutschland 

Alice Weidel 
Die Autorin ist Co-Präsidentin der 
AfD-Bundestags-Fraktion in Deutschland. 

Kompetent und mutig analysiert sie Sachverhalte, was 
schliesslich sichere Beurteilung ermöglicht. Dafür muss 
sie unglaubliche Schmäh-Tiraden über sich ergehen las-
sen. In ihren Gedanken über Deutschland dokumentiert 
sie, wie die etablierten, blindlings nach Brüssel ausge-
richteten traditionellen Parteien in die Krise fehlender 
Lösungen für drängende Probleme geraten sind. 

Plassen, Kulmbach 2019, 147 S., brosch., (Richtpreis Fr. 20.90) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 19.90

Das Schweizer EU-Komplott

Carl Baudenbacher
Carl Baudenbacher arbeitete während 23 
Jahren als Richter am Efta-Gerichtshof; 
von 2003 bis 2017 präsidierte er diesen 
Gerichtshof. Er gewann dabei umfassen-
den Einblick in die Art und Weise, wie die 

EU auf Meinungsverschiedenheiten mit Vertragspartnern 
reagiert.

Aus dieser Erfahrung formuliert er seine Kritik am Bundes-
rat, der den Rahmenvertrag mit der EU blauäugig als «der 
Rechtssicherheit dienend» empfiehlt – obwohl dieser Vertrag 
die Unterwerfung der Schweiz unter EU-Richter vorantreibt. 
Niemand, der über die Zukunft der Schweiz entscheiden 
will, kommt an diesem Erfahrungsbericht eines im Umgang 
mit der EU zum Experten gewordenen Autors vorbei. 

Carl Baudenbacher: «Das Schweizer EU-Komplott». 
Münster-Verlag, Basel 2019, 246 S., geb. (Richtpreis Fr. 26.–) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 24.70

Das Attentat

Kein Fall für Carl Brun

Frank Jordan
Spannung als Entspannung an Sommer- 
Ferientagen. Der Bankier des Kreml 
stürzt mit einem Kleinflugzeug ab. In der 

Schweiz! Der Schweizer Nachrichtendienst ist bald  
auf heisser Spur. Ist diese für die neutrale Schweiz allzu 
heiss? Verdeckte Ermittlungen sollen Klarheit bringen. 
Für Spannung ist reichlich gesorgt. 

Lichtschlag, Grevenbroich 2019, 550 S., brosch.,  
(Richtpreis Fr. 33.–)  
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 31.35
Bitte beachten: Dieses Buch hat eine längere Lieferfrist.

Abschied vom Himmel

Mein Leben zwischen Gewalt und Freiheit 

Hamed Abdel-Samad 
Der Autor, Muslim, gehört zu den 
schärfsten und kompetentesten Kriti-
kern des totalitären Islamismus. Seine 

Botschaften – durchwegs auf Erlebnissen beruhend –  
müssen in Europa gehört werden, wenn Europa den 
abendländischen Charakter seiner Kultur und Gesell-
schaft nicht vollends verlieren will. 

Droemer-Knaur, München 2019, 333 S., Taschenbuch,  
(Richtpreis Fr. 16.50) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 15.70

Die geheime Migrationsagenda

Wie elitäre Netzwerke mithilfe von EU, Uno, 

superreichen Stiftungen und NGOs Europa zerstö-

ren wollen 

Friederike Beck 
Migration: Längst ein «Hauptgeschäft» grosser interna-
tionaler Organisationen. Genauer, von vernetzten Staats-
bürokratien mit EU, Uno sowie weltweit agierender NGOs. 
Deren Ziel, weist die Autorin nach, besteht nicht zuletzt 
darin, Nationalitäten, Nationalstaaten, die Selbstbestim-
mung von Völkern, also die Demokratie zu beseitigen –  
auf dass ein Herrschaftsnetz bürokratischer Appara-
te möglichst weltweit durchgesetzt werden kann. Eine 
wahrhaft brisante Dokumentation. 

Kopp, Rottenburg 2016, 303 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 14.50) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 13.80
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Bestellschein

BUCHZEICHEN

Franz Josef Stauss

«Mich können Sie 
nicht stoppen, ich 
bin da!»

Jürgen Roth 
Da will einer einen Verriss über den bedeutendsten  
Nachkriegs-Politiker Deutschlands gestalten – muss den 
unablässig Geschmähten aber (aus seinerzeit aufge-
zeichneten Reden) immer wieder selber zu Wort kommen 
lassen. Kein Zweifel: Franz Josef Strauss konnte austei-
len, musste aber auch viel einstecken. Seine politische 
Grösse hält allen Anfeindungen, die in dieser CD reichlich 
mobilisiert werden, unerschütterlich stand. 

Überhört man die niederreissenden Zwischenkommenta-
re der CD-Gestalter, so wird die unvergleichliche Per-
sönlichkeit, das überragende politische Format des FJS 
erneut deutlich. 

Kunstmann, München 2012, 2 CDs, 158 Min.,  
(Richtpreis Fr. 14.50) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 13.95

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – 
und wirksamste Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

Nina Schenk Gräfin  
von Stauffenberg

Ein Porträt

Konstanze von Schulthess
Jenes Kind, das Nina Schenk Gräfin 
von Stauffenberg erst unter ihrem 

Herzen trug, als am 20. Juli 1944 ihr Mann, der 
Deutschland von Hitler zu befreien versuchte, in Ber-
lin standrechtlich erschossen wurde, ist die Autorin 
dieses ebenso berührenden wie packenden Porträts 
ihrer Mutter. Nach ihrer Heirat in die Schweiz über-
siedelt, schieb Konstanze von Schulthess dieses Buch, 
nachdem die in sehr hohem Alter verstorbene Mutter 
ihr erst in den letzten Lebensjahren erzählt hatte, 
wie sie den Tod ihres Gatten erlebt hatte – von Klaus 
Schenk Graf von Stauffenberg, mit dem sie buchstäb-
lich bis zu ihrem Ableben eng verbunden blieb. 

Ein Buch, das seine Leser nicht so rasch wieder los-
lässt. 

us

Konstanze von Schulthess: «Nina Schenk Gräfin von Stauf-
fenberg – ein Porträt». Piper-Taschenbuch 31451, München 
2019 (2008), 232 S., brosch., ill., (Richtpreis Fr. 16.50) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 15.70

 Bestseller
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 Carl Baudenbacher – Das Schweizer EU-Komplott  à Fr. 24.70
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Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(12/28.06.2019)

Name/Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort  Tel-Nr.

Datum  Unterschrift

Lieber zuhören statt lesen – unser 
heutiger Hörbuch-Vorschlag: 



Wir alle kennen das Schema, das politi-
sche Positionen in «links» und «rechts» 
einteilt. Was links ist, liegt im Trend 
und wird meist vereinfacht mit so-
zial gleichgesetzt («jemand, der Gutes 
tut»). Rechts wird in unseren Breiten-
graden oft mit konservativ oder – ab-
solut unlauter! – gar mit rechtsradikal 
verknüpft.

So müsste der viel beschworene «Kampf 
gegen rechts» eigentlich Kampf gegen 
Rechtsextremismus oder Neonazismus 
heissen. Dessen lautstarke Verfechter 
wissen das natürlich – trotzdem diffe-
renzieren sie nicht. Es tobt ein Krieg 
der Begrifflichkeiten. Die Vorherrschaft 
über den öffentlichen Diskurs gewinnt, 
wer die Grenzen des Sagbaren in seinem 
Sinne beeinflusst und nicht genehme 
Positionen in die verteufelte Schmud-
delecke drängt, mit der ein achtbarer 
Mensch nichts zu tun haben will.

Erobern wir unsere Begrifflichkeiten 
also wieder zurück – und fangen wir am 
besten mit dem politischen Koordinaten-
system an. Wer weiss, welche Etymolo-
gie (Wortbedeutung) diesen Begriffen 
eigentlich zugrunde liegt, wird künf-
tig unfaire Stigmatisierungen problem-
los parieren und mit ganzem Stolz sagen 
können: «Ja, ich bin rechts – und das ist 
auch gut so!»

Die Lexika lehren uns nämlich, dass die 
sprachgeschichtliche Wurzel von «rechts» 
im Indogermanischen liegen. «Reg» stand 
für geradeaus, aufrichten, recken, gera-
derichten und wurde auch für das Gute, 
Wahre und Vollkommene angewandt. 
Das mittelhochdeutsche «reht» bedeu-
tete richtig, korrekt. Daraus leiteten sich 
das Recht und die Gerechtigkeit ab. Um-
gangssprachlich hat sich längst eingebür-
gert, dass das Rechte tun und zum Rech-
ten schauen absolut positive Begriffe sind.

Ganz anders die Bedeutung von links, die 
zurückreicht auf das mittelhochdeutsche 
«linc, lenc». Ursprünglich bedeutete das 
ungeschickt, linkisch. Jemanden linken, 
eine Linke drehen heisst umgangssprach-
lich jemanden betrügen, übers Ohr hauen. 
Eine «linke Ratte» ist im Volksmund eine 
Person, der nicht zu trauen ist, die falsch 
handelt.

Wir brauchen uns nicht dafür zu schä-
men, rechts zu sein. Auch wenn in diesen 
Orwellschen Zeiten mitunter alles auf den 
Kopf gestellt zu sein scheint, wird sich das 
Richtige auf Dauer immer durchsetzen. 
Oder eben «das Rechte».

Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

12. Juli 2019

DIE «SCHWEIZERZEIT» AM FERNSEHEN

Freitag, 28.06.2019 Stammtisch-Live  Überraschungssendung, moderiert von Toni Brunner 

Freitag, 05.07.2019 Landmann-Talk Stratege, Motor und Kämpfer
  Valentin Landmann im Gespräch mit UIrich Schlüer

Freitag, 12.07.2019 Stammtisch Klimawandel: Fakten vs. Angstmache
   Anian Liebrand im Gespräch mit Markus Wäfler, a. Nationalrat EDU / Agro-Techniker HTL,  

und em. Prof. Christian Schlüchter, Geologe

Freitag, 19.07.2019 Magazin Ü50 – Schändliche Benachteiligung der über fünfzigjährigen Schweizer im Arbeitsmarkt
   Ulrich Schlüer im Gespräch mit Franz Grüter

Freitag, 28.06.2019  Stammtisch Klimawandel: Fakten vs. Angstmache
17.00 Uhr   Anian Liebrand im Gespräch mit Markus Wäfler, a. Nationalrat EDU / Agro-Techniker HTL  

und em. Prof. Christian Schlüchter, Geologe

Freitag, 28.06.2019 Stammtisch-Live Überraschungssendung, moderiert von Toni Brunner 
21.00 Uhr

Öffentliche Aufzeichnungen / Live-Sendungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg / Ebnat-Kappel
Zuschauer sind herzlich willkommen!

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»

Rechts gewinnt
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